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Zivilrechtlicher Wohnsitz eines fremdplatzierten Kindes

Sachverhalt

Die Eltern wurden ca. 2000 geschieden und erhielten damals die gemeinsame elterliche Sorge. Der Knabe zog zusammen mit seinem Vater nach A im Kanton Zürich. Im Jahr 2004 musste der Knabe wegen massiven schulischen Problemen in ein Heim im Kanton Zürich platziert werden. Die VB der Gemeinde A entzog beiden Eltern die Obhut nach 310 ZGB und errichtete eine Beistandschaft nach Art. 308 ZGB. Im Jahr 2006 zog der Vater von A nach B in den Kanton Thurgau. Die Mutter lebt seit Jahren im Kanton Graubünden. 

Nun ist ein Streit darüber entbrannt, wo der Knabe seit dem Wegzug seines Vaters aus A seinen zivilrechtlichen Wohnsitz hat. Gemäss einem uns vorliegenden Gutachten eines Anwalts ist es die Standortgemeinde des Heimes (in Anwendung von Art. 25 ZGB). Unser Bezirksrat hat in einem Entscheid nun entschieden, dass weiterhin A der zivilrechtliche Wohnsitz ist, da der Aufenthalt in einem Heim keinen Wohnsitz begründet und da bis zur Begründung eines neuen Wohnsitzes der alte Wohnsitz bestehen bleibt. Offenbar besteht über die Anwendung des Art. 25 ZGB eine Kontroverse - gerade in der bei uns vorliegenden Situation.

Erwägungen

1. Der Wohnsitz eines Kindes unter elterlichere Sorge ist nach Art. 25 Abs. 1 ZGB zu bestimmen. Nach dem Wortlaut des Gesetzes sind drei Situationen zu unterscheiden:
- Die Eltern haben die gemeinsame elterliche Sorge und denselben zivilrechtlichen
  Wohnsitz: in diesem Fall hat das Kind seinen zivilrechtlichen Wohnsitz am Wohnsitz
  der Eltern.
- Die Eltern haben die gemeinsame elterliche Sorge aber keinen gemeinsamen
  zivilrechtlichen Wohnsitz: in diesem Fall leitet das Kind seinen Wohnsitz vom
  Wohnsitz des Elternteils ab unter dessen Obhut es steht.
- Die Eltern haben gemeinsame elterliche Sorge, aber das Kind lebt nicht unter ihrer
  Obhut: in diesen Fällen gilt sein Aufenthaltsort als Wohnsitz
.

2. Im vorliegenden Fall haben wir es mit der dritten Situation zu tun: das Kind lebt weder beim Vater noch bei der Mutter, sondern in einer stationären Einrichtung. Nach Art. 26 ZGB begründet jedoch die Unterbringung einer Person in einer Erziehungs- Versorgungs- , Heil- oder Strafanstalt keinen Wohnsitz. Es stellt sich somit die Frage, ob Art. 26 Art. 25 vorgeht und das Kind am Ort der stationären Einrichtung keinen Wohnsitz nach der dritten Regel von Art. 25 Abs. 1 ZGB begründen kann.


3. Der Zweck von Art. 26 ZGB ist die Entlastung derjenigen Gemeinden, auf deren Gebiet sich stationäre Einrichtungen befinden, von denjenigen Aufgaben, welche der Wohnortgemeinde obliegen
. Stettler plädiert zwar bei dauernder behördlicher Fremdplatzierung dafür, dass sich der Wohnsitz des Kindes an seinem Aufenthaltsort befinden sollte und zwar unabhängig davon, ob das Kind in einer Pflegefamilie oder in einer stationären Einrichtung untergebracht ist. Die allenfalls entstehende finanzielle Belastung eines Heimstandortes sollte über einen kantonalen oder interkantonalen Finanzausgleich erreicht werden.
 

4. Hegnauer widerlegt jedoch diese Auffassung in seiner Analyse von Art. 25 und hält in diesem Zusammenhang auch fest, dass ein Kind, das in einer stationären Einrichtung untergebracht wird, gemäss Art. 26 ZGB keinen Wohnsitz begründen kann
. Brückner hält einen selbständigen Wohnsitz nach Art. 25 Abs. 1 ZGB für möglich wenn ein Kind langfristig bei Pflegeeltern untergebracht ist und wenn es sich in beruflicher Selbständigkeit in eigenen Wohnräumen einrichtet. Die minderjährige Person, die sich im Sinne von Art. 26 ZGB in einer Anstalt aufhält, behält den abgeleiteten Wohnsitz am Orte des Wohnsitzes der Inhaber der elterlichen Sorge
.


5. Hausheer/Reusser/Geiser vertreten die Auffassung, dass Art. 26 ZGB lediglich Art. 23 präzisiere, nicht aber Art. 24 und 25. Sie folgern daraus, dass in den Fällen,, in denen nach Art. 25 der Aufenthalt massgeblich sei und die Person sich in einer Anstalt aufhalte, diese auch dort ihren Wohnsitz habe. Andernfalls müsste auf einen perpetuierten und damit vollständig fiktiven Wohnsitz abgestellt werden.


6. Das Bundesgericht präzisiert in einem unveröffentlichten Entscheid, dass der Aufenthalt in einer Anstalt nur in den Fällen einen Wohnsitz zu begründen vermag, wo ein früherer Wohnort in der Schweiz nicht nachgewiesen werden kann. In diesen Fällen erlaubt der Grundsatz der Notwendigkeit des Wohnsitzes den Behörden aufgrund der Ausnahmebestimmung von Art. 24 Abs. 2 ZGB am Ort der Anstalt tätig zu werden, wenn die Zuständigkeit nicht an einen vorbestehenden Wohnsitz des Kindes (oder Erwachsenen) angeknüpft werden kann
. Wie im dort behandelten Fall kann auch in der vorliegenden Situation an einen früheren Wohnsitz angeknüpft werden, nämlich an den letzten Wohnsitz des Vaters vor dem Entzug der Obhut durch die Vormundschaftsbehörde der Gemeinde A. dieser konnte nicht aufgegeben werden, da gemäss Art. 26 am Ort der stationären Einrichtung kein neuer begründet werden konnte. Dieser Auffassung hat sich auch der Bezirksrat in seinem Entscheid angeschlossen.

7. In einem Entscheid vom 10. September 1999 setzt sich auch das Justiz- und Polizeidepartement des Kantons St. Gallen ausführlich mit dieser Problematik auseinander. Es hält ebenfalls fest, dass Art. 26 ZGB eine Schranke darstellt für die Wohnsitzbegründung von Unmündigen nach Art. 25 ZGB

Schlussfolgerung

Beide in Lehre und Rechtsprechung vertretenen Auffassungen führen letztlich zu einem unbefriedigenden Resultat. Folgt man der Minderheitsmeinung, wonach das Kind am Ort der stationären Einrichtung Wohnsitz begründet, wird der „Schutzzweck“ von Art. 26 ZGB vereitelt, was Gemeinden veranlassen könnte, die Errichtung von stationären Einrichtungen in ihrem Gemeindegebiet zu erschweren. Folgt man der h.L. und der bundesgerichtlichen Rechtsprechung, muss über Jahre an einem fiktiven Wohnsitz festgehalten werden. Dies scheint jedoch im vorliegenden Fall, in dem der Wegzug 2006 erfolgte und das Kind 2010 volljährig wird und dannzumal ohnehin einen eigenen Wohnsitz begründet, das „kleinere Übel“ als für die möglicherweise kurze Dauer des Aufenthalts in der stationären Einrichtung eine Wohnsitzbegründung am Ort der stationären Einrichtung anzunehmen.
Niederrohrdorf, 6. Februar 2008 
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